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Abschnitt 5 - Sprachengebrauch; besondere Befugnisse der paritätischen Kommission 

 

 

Art. 36 - § 1 - Autonome öffentliche Unternehmen und ihre Tochterunternehmen, die 

sie an der Ausführung ihrer Aufgaben des öffentlichen Dienstes beteiligen und an denen 

öffentliche Behörden eine Beteiligung am Kapital von mehr als fünfzig Prozent halten, 

unterliegen den Bestimmungen der am 18. Juli 1966 koordinierten Gesetze über den 

Sprachengebrauch in Verwaltungsangelegenheiten. 

 

§ 2 - Autonome öffentliche Unternehmen unterliegen dem Gesetz vom 10. Juni 1952 

über die Gesundheit und die Sicherheit der Arbeitnehmer und über die gesundheitliche 

Zuträglichkeit der Arbeit und der Arbeitsplätze, wobei die paritätische Kommission die 

Aufgaben des Ausschusses für Arbeitssicherheit, Betriebshygiene und Verschönerung der 

Arbeitsplätze wahrnimmt und über seine Befugnisse verfügt. Die paritätische Kommission 

organisiert die Aufgaben und Befugnisse der verschiedenen Organe für Sicherheit, Hygiene 

und Verschönerung gemäß den Bestimmungen der Allgemeinen Arbeitsschutzordnung. 

 

§ 3 - Der Verwaltungsrat jedes autonomen öffentlichen Unternehmens übermittelt der 

paritätischen Kommission die in Artikel 15 Absatz 1 Buchstabe b) und Absatz 2 [sic, zu lesen 

ist: in Artikel 15 Buchstabe b) Absatz 1 und 2] des Gesetzes vom 20. September 1948 zur 

Organisation der Wirtschaft erwähnten Wirtschafts- und Finanzinformationen. Artikel 15bis 

des vorerwähnten Gesetzes vom 20. September 1948 ist auf autonome öffentliche 

Unternehmen anwendbar. Artikel 30 desselben Gesetzes ist auf Mitglieder der paritätischen 

Kommission und ihre Stellvertreter anwendbar. 

 

 

  

 


